
Aktenzeichen:
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I m N a m e n d e 3 V o l k e s

Zugestellt >\ " In Sachen
am 22. August 1958

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Beigeladen: 1)
„. ........ .............. ..... ....‚.

hat der 20 Senat des Bundeseozialgerichts am

26„ Juni 1958 ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Das Urteil des Lendeseozialgerichts Berlin vom
5° Januar 1956 und das Urteil des Sozialgerichts

Berlin vom 21° Dezember 1954 werden aufgehoben

mit Ausnahme der Entscheidungen über die Kosten

des Verfahrens und über die Festsetzung der

Gebühren des Prozesebevollmächtigten der Klägerin°

Die Entscheidung des Beschwerdeausschusees der
Versicherungsanstalt Berlin vom 22° April 1952

und der Bescheid der Versieherungsanstelt Berlin

vom 5. November 1951 werden insoweit aufgehoben,

als sie sich auf die Zeit nach dem 51° März 1952

beziehen„

Die Beklagte wird für verpflichtet erklärt, der

Klägerin vom 1° April 1952 an eine Witwenrente

zu gewähren unter Zugrundelegung eines Jahres—

‚
arbeitsveröienetcs, der unter Beachtung der

'_ nachstehenden Gründe festzustellen ist°

lk-Soweit die Klage sich auf die Zeit vor dem
10 April 1952 bezieht, wird sie abgewieseno

_ 2 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Beklagte hat der Klägerin die K03ten des
Revisionsverfahrcns zu erstatten°

V o n R e c h t s w e g e n „
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Der Ehemann der Klägerin war seit dem Jahre 1924 als

kaufmännischer Angestellter in der Berliner Niederlassung

der Harburger Gummiwsren—Fabrik Phoenix AG„ beschäftigt„*

Sein Gehalt betrug seit 1955 monatlich 380‚—— RM. Am

18() April 1935 wurde er zum Wehrdienst einberufen° Nach

dem Zusammenbruch Deutschlands war er von August 1945

bis Juni 1946 mit Unterbrechungen insgesamt 19 Wochen

als Bsuhilfsnrbeiter und Gertenerbeiter in Berlin tätig°

Ende Mai 1945 bemühte er sich vergeblich um seine Wieder-

einstellung bei der Phoenix AG, Die Firma teilte ihm mit

Schreiben vom 4° Juni 1946 unter Hinweis darauf, dass

ihre Betriebe in den letzten Kriegsmoneten erheblich

zerstört worden waren, uoao mit:

"Wir haben unter diesen Umständen leider für Sie weder
in Berlin noch an anderer Stelle eine Beschäftigungs—
möglichkeit und sehen uns des_alb zu unserem grossen
Bedauern gezvungen, auch Ihr Anstellungsverhältnis
unter Beachtung der gesetzlichen Kündigungsschutzfrist
zum 51° Dezember 1946 zu Pündigeno

Ihr durch Ihre Einberufung unterbrochener Anstellungs—
vertrag lebt nun wieder auf und es treten ab 1. d„M„
Ihre früheren Bezüge in Höhe von 380‚—— RM in Kraft"
Auf diesen Betrag müssen Sie sich allerdings Ihren
dortigen Verdienst enrechnen lassen „„„„„0 ‚ "
Wenn „°„.„‚ in Berlin wieder zu irgendeiner Zeit ein
Niederlassungsbctrieb eröffnet werden sollte und sich
für Sie eine Beschäftigung bietet, werden wir uns
gestatten9 an Sie herenzutreten„"

Im Juli oder August 1946 begeben sich die Eheleute

RXXXXXXXX nach Dewichow (Insel Usedom)° Dort wollte die
Klägerin sich nach einer Operation erholen. Sie wohnte

im Hause des Bauern SXXXXX,den sie einige Jahre vorher

.kennengelernt hatte° Der Ehemann der Klägerin fand bei

dem Ortsbürgermeister Unterkunft° Für die Beköstigung

bei sxxxx wurde kein Entgelt entrichtet, doch half die

Klägerin dafür im Haushalt; auch hatten die Eheleute dem

Bauern Fehrredreifen‚ Stoffe und verschiedene andere
Sachehmitgebrecht°
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;

Am 180 August 1946, einem Sonntag, half der Ehemann

der Klägerin den Bauern SXXXX beim Dreschen° Dabei

stürzte er in die Tenne und starb an den Folgen der

Verletzungen°

Die Versicherungsanstalt Berlin (VABO) gewährte der

Klägerin durch Bescheid vom 5„ ?ovenber 1951 Witwen-

rente vom 1° Januar 1951 an. Sie legte der Rentenbe—

rechnung einen Jahresarbeitsverdienst (JAV„) von

1°_440„--DM(das Dreihunierti‘a0he des Ortlehncs für
Berlin) zugrunde° Gegen diesen Bescheid erhob die

Klägerin binnen Honetsf*ist Beschwerde unter Hinweis

darauf, dass ihr Ehemann bis zu seinem Tode ein Monats—

einkommen von 380,—— BH von der Phoenix AG‚ bezogen habe°

Das Rechtsmittel hatte keinen Erfolg„ In der Entscheim

dung des Beschwerdeaussch sses der VAB° vom 220 April

1952 ist ausgeführt: Es sei davon auszugehen, dass der

Ehemann der Klägarin nach dem Zusammenbruch nur gele—

gentlich als Arbeiter tätig gewesen sei° Das für diese

Tätigkeiten bezogene Entgelt sei jedoch so niedrig,

dass es eine unbillige Härte bedeuten würde, den JAV„

hiernach zu berechnen° Deshalb müsse nach 55 941 Abs° 2
und 563 Abs° 3 der Reichsversicherungsordnuhg (EVO)

des Dreihundertfache des Arbeitslohnes des Beschäfti—

gungsorts Dewichow als JAV. gelten° Da der Ortslohn

für Dewichow nicht feststellber sei9 habe die VAB°

in Ausübung pflichtgemässen Ermessens mit Recht den

höheren Ortslohn für Berlin (täglich 4,80 DM) zugrunde
gelegt°

Diese Entscheidung hat die Klägerin am 120 Mai 1952 mit

der Berufung zum Sozialversicherungsamt Berlin enge—
fochten. Von dieser Stelle ist das Verfahren auf das

Sozialgericht (SGQ) Berlin übergegangen° In dieser

Instanz ist zunächst die Hannoversche_lendwirtschaft—

liche Berufsgenossenschwft als Rechtsnachfolgerin
der aufgelösten VAB.‚ später die Bundesausführungs—

behörde für Unfallversinherung auf Grund des @ 7 des

Frcndrenten— und Auslandsrentengesetzes vom 7° August 1953
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_ 5 „

(FredeG) als Beklagte aufgetreten‚ Das SG° hat die
Bundesensführungsbehörde für Unfallvereicherung durch

Urteil vom 210 Dezember 1954 für verpflichtet erklärt,

der Klägerin von 1° Januar 1951 an eine Witwenrente

unter Zugrundelegung eines JAV„ von 4„560„—— DM zu
gewähren° Zur Begründung seiner Entscheidung hat das SG.

ausgeführt: Als JAV° sei kein Durchschnittssatz (@ 932 EVO)

festzusetzen, weil der Ehemann der Klägerin bei den Bauern

SKXXX nicht in einen Arbeitsverhältnis gestanden habe,

sondern im Sinne des @ 537 Nr° 10 EVO vorübergehend tätig

gewesen sein Auch @ 941 Abs° 2 RVO sei nicht anwendbar,

weil der E enann der Klägerin nicht in der Landwirtschaft

"eingesetzt" gewesen sei„ Es liege eine vorübergehende

Beschäftigung ohne Entgelt nach & 564 Abs° 1 Nr? 5 RVG

vor° Diese Vorschrift sei in Verbindung mit @ 941 Abso 1

EVO auf den vorliegenden Fall anzuwenden° Somit kenne es
auf des Erwerbeeinkonnen im Kalenderjahr vor dem Unfall

an° Da dieses jedoch infolge der besonderen Zeitumstände

ungewöhnlich niedrig gewesen sei9 müsse die Berechnung

des JAV° noch % 564 RVO als unbillige Härte angesehen ner—

den° Deshalb sei gemäss @ 566 EVO der JAV„ nach billigem
Ermessen festzusetzen. Billig sei es allein, den JAV° dem

jahrzehntelang und bis zu seinem Tode bezogenen Einkom—

men des Verstorbenen aus seiner Tätigkeit bei der Phoenix

AG° (12 x 380 : 4„560°»— RH) gleichzusetzen°

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte binnen Monatsfrist

Berufung eingelegt mit der Begründung, die Ausnahmeregelung

des @ 941 Abs° 1 in Verbindung mit @ 564 Nr„ 5 BVD setze

das Bestehen eines enderweitigen Versicherungsverhältnisses

voraus; das Arbeitsverhältnis des Verunglückten bei der

Phoenix AG„ sei aber am 17„ pril 1945 beendet und später

nicht wieder hergestellt werdeno

Das Landessozialgericht (LEGO) hat die Berufsgenossen—

schaft der chemischen lndust ie als den für die Produk—

tionsstätte der Phoenix AG„ zuständigen Versicherungs—'

träger und die Grosshandels— und Legcrei-Berufsgenoesen—

schaft, bei der des Personal der Berliner Verkaufs—

0

‚„

rgenisetion der lhocnix AG. versichert war, im Hinblick

f ‘9 942 eve beigelodem —au

..‘6...
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Durch Urteil von 5° Januar 1956 hat das LSG. die Berufung

der Beklagten zurückgewiesen. Es hat die Rechtsauffassung

des SG° im wesentlichen gebilligt° Wegen der grundsätz—

lichen Bedeutung, die es der Auslegung des 5 941 Abs° 1

BVG beigemessen hat, hat das LSG° die Revision zugelassen°

Gegen das ihr am 140 Februar 1956 zugestellte Urteil hat

die Beklagte am 24‚ Febraar 1956 Revision eingelegt.
Innerhalb der um einen Monat verlängerten Begründungs—

frist hat sie des Rechtsmittel durch Schriftsätze vom
26° März und 17° April 1956 wie folgt begründet: Die

Ausnahmeregelung des @ 564 Abs° 1 Nr° 5.RVO sei über

5 941 Abs° 1 Satz 1 RVG nur anwendbar, wenn neben der

Beschäftigung in der Landwirtschaft ein anderes Ver»

sicherungsverhältnis bestanden habe° Dies ergebe sich

sowohl aus dem Zusamnenheng zwischen @ 941 und @ 942 EVO

als auch aus der Entstehun335eschiehte des $ 564 Abs° 1
Nr„ 5 RVG; als diese Vorschrift durch Gesetz vom 9° März

1942 in die EVO eingefügt werden sei, habe man sich in

einer Zeit der Vollbeschäftigung befunden und deshalb

nicht vorstellen können, dass ein vorübergehend und

ohne Entgelt Beschäftigtcr nicht gleichzeitig in einem

anderen Unternehmen heuztberuflich in vollversicherter

Weise nach 5 537 Nr„ 1 EVO tätig sei° Ausserdem habe
das LSG„ verkannt, dass nach @ 564 Abs„ 1 RVG nur des

Erwerbseinkommen des Versicherten zu berücksichtigen

sei° Was der Kläger nach seiner Entlassung vom Wehr—

dienst von der Phoenix RG„ bezogen habe, sei keine

Vergütung für irgendeine Tätigkeit, sondern gewisser—

massen eine Abfindung aus sozialen Gründen gewesen„
Infolgedessen hätten die Zahlungen der Phoenix AG. der

Bemessung des JAV° nicht zugrunde gelegt werden dürfen°

Im übrigen sei es zweifelhaft, ob der Ehemann der Klägerin

nicht doch gegen Entgelt beim Dreschen geholfen habe,

jedoch möge dies7 da die Beklagte in den früheren ln-

stanzen diesen Standpunkt vertreten habe, dahingestellt

bleiben; gegen die tatsächlichen Feststellungen des LSG°

werde insoweit kein Angriff erhoben„ Schliesslich habe

das LSG° die Vorschriften über den Beginn der RenteJLaw – Gesetze und Urteile
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unrichtig angewandt° Sie, die Beklagte, sei nicht ver—
pflichtet, für einen Zeitraum vor dem 1° April 1952

Rente zu gewähren„

Die Beklagte beantragt,
"

die Urteile der Vorinstan2en aufzuheben und

den Bescheid der VAE° vom 5„ November 1951

wieclerherzustellen°

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen„

Sie bezieht sich auf die Entseheidungsgründe des angefoch—

tenen Urteilen Die beigeledene Grosshandels— und Legerei—
Berufsgenesseneehaft schliesst sich den Ausführungen der

Beklagten ano Beide Beigeledenen halten sich zu einem

Leetenausgleich mit der Beklagten (@ 942 RVG) nicht für

verpflichtet°

Alle Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des

Rechtsstreite ohne mündliche Verhandlung einverstanden

erklärt° Der Senat hat von der durch @ 124 Abs„ 2 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassenen Möglichkeit,
in dieser Weise zu verfahren, Gebrauch gemacht„

II

Die Revision ist, weil das LSG° sie zugelassen hat, statt—

haft (@ 162 Abe° 1 Nr„ 1 see), auch form— und fristgerecht
eingelegt und begründet werden, also zulässig" Sie ist

jedoch nur teilweise begründetg

Die Beklagte ist9 wie unter den Beteiligten unstreitig

ist, nach 5 1 Abs„ 1 und 2 Nr„ 1, 5 7 Abs° 1 Nr° 1
FredeG verpflichtet9 der Klägerin Witwenrente zu gewäh—

ren: denn ihr Ehemann war aus Anlass seiner Hilfe beim

Dreschen in Dewichow bei einem deutschen Träger der land—

wirtschaftlichen Unfallversicherung versichert, der sich

_ 8 _
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ausserhalb des Bundesgebiets und des Landes Berlin

befindeto
'

In der landwirtscheftlichen Unfallversicherung gelten

in der Regel Durchschnitussätze als Jehresarbeitsver—

dienste (@ 952 EVO)° Jedoch sind nach 3 941 Abs‚ 1 RVG

die @@564, 565 RVO auch auf Verletzte entsprechend
anzuwenden, für die durchsehnittliche Jshresarbeits—

verdienste festgesetzt sind° Des LSG° hat daher im

vorliegenden Falle mit Recht @ 564 über @ 941 Abs° 1

RVG entsprechend angewandt. Die Auffassung der Revision,

5 564 RVG sei sowohl in der allgemeinen als auch — über
@ 941 Abs° 1 RVG — in der landwirtschsftliehen Unfall—

versicherung nur anwendbar, wenn neben der unfallbrin—

genden Beschäftigung ein anderes Versieherungsverhültnis

bestanden habe, findet im Gesetz keine Stütze. Der Wert—

laut des Gesetzes rechtfertigt eine solche einschränkende

Auslegung nicht„ Dasselbe gilt für die Entstehungsgeschieh—

te der @g»564 und 941 RVG, die ihre jetzige Fassung durch
Art 1 Nro 5 und 17 des Sechsten Gesetzes über Änderungen

in der Unfallversicherung vom 9° März 1942 (BGBl. 1

SO 107) erhalten haben° Dieses Gesetz wollte insbesondere

den Unfallversicherungsschutz ausdehnen und die Renten—

berechnung verbessern (vgl° Amtliche Begründung in AN„

1942 Sa 199), Der Verbesserung der Rentenberechnung dien—

te namentlich die Neufassung des % 564 EVO° Danach ist
nicht das Arbeitsentgelt, sondern des Erwerbseinkommen

für die Feststellung des JAV. massgebend° Gerade diese

Regelung ist weniger für die nach 5 557 Nr° 1 BVG Be—
schäftigten, bei denen das Erwerbseinkommen in der Re—

gel dem Arbeitsentgelt gleiehkommt, als vielmehr für

die selbständig Tütigen von Bedeutung° Diese letztere

Gruppe steht aber häufig nicht in einem Versicherungs—

verhültnis der gesetzlichen Unfallversicherung und würde

daher, wenn die Reehtsuuffessung der Revision zuträfe,

ohne Grund von der durch die Neufassung des 5 564 RVO

erreichten Besserstellung ausgeschlossen werden° Das—

selbe gilt für Personen, die in der Regel nach 5 557

Nr, 1 RVO beschäftigt sind, sich aber beim ÜbergangJLaw – Gesetze und Urteile
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_9.‚.

von-einem Beschäftigungsverhältnis in ein anderes

vorübergehend unentgeltlich oder in anderer Weise nach

@ 564 Abso 1 eve betätigen„ Die angeführten Beispiele
zeigen zur Genüge, dass die Auffassung der Revision

nicht zutrifft, man habe sich im Jahre 7942 als einer

Zeit der Vollbeschüftigung nicht vorstellen können, dass

ein vorübergehend und ohne Entgelt Beschäftigtcr nicht

gleichzeitig in einen anderen Unternehnen hauptberuflich

in vollvcrsicherter Weise tätig sei° Da @ 564 RVO somit

nicht notwendigerweise die Merkmale eines zweiten Ver—

sicherungsverhältnisses voraussetzt, ist er gemäss

@ 941 EVO auch in der lendwirtschaftlichen Unfallversi—

cherung nach der Auffassung des Senats ohne die von der

Revision für geboten era01tete Einschränkung anzuwenden°

Es entspräche nicht der versichertenfreundlichen Tendenz

des Sechsten Änderungsgesetzes, wenn trotz der uneinge—

schränkten Verweisung auf 5 564 EVO (% 941 EVO) die

Versicherten der lendwirtschaftlichen Unfallversicherung

von der Verbesserung der Rentenberechnung ausgeschlossen

sein sollten„ Die Auffassung der Revision wird auch nicht

durch @ 942 BVD gestützt° @ 942 EVO setzt lediglich die

Möglichkeit voraus‚ dass der Verletzte in den Fällen des

@ 941 RVO in seiner hauptberuflichen Tätigkeit bei

einen Träger der allgencinen Unfallvereioherung ver—
sichert ist, und regelt für diesen Fall den Lestenans—

gleich zwisehen den beiden Versicherungsträgerno

Die Revision hat zwar in Zweifel gezogen, dass der Ehe—

mann der Klägerin unentgeltlich für den Bauer SXXXX

tätig geworden sei, sie hat aber die tatsächliche Fest—

stellung des LSG„ nicht angegriffen, dass die Zuwendungen‚

welche die Klägerin und möglicherweise auch ihr Ehemann

von SXKXX erhalten hätten, keine Gegenleistung für die

Hilfe des Ehcnennes beim Dreschen gewesen seien° Diese

Feststellung rechtfertigt die Folgerung, der Ehemann

der Klä■erin sei beschäftigt gewesen}ohne ein Entgelt
zu erhalten„ Damit ist der Tatbestand des % 564 Abs° 1

DuNr„ 5 EVO gegeben° Dem steht nicht entte#en‚ dass der
Lt:

—
’i

emann der Klägerin mit seiner Hilfe beim Dreschen
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nicht die Absicht verfolgt hat, einem Betriebsengehörigen

des Bauern einen bezahlten Urlaub zu verschaffen. Dieses

Tatbestandsmerknel ist lediglich beispielsweise angeführt;

die Anwen■berkeit der Vorschrift auf andere Fälle wird

hierdurch nicht ausgeschlossen (vgl° RVl„in EuI-I° 51 S„12

und Breith‚ 1945 SO 22 [E57; Lauterbach, Unfallversicherung,

2° Aufl„ @ 564 Anm„ 9)„

Unbegründet ist auch die Rüge der Revision, des LSG° habe

@ 564 RVO insofern verletzt, als es die von der Phoenix AG.

im Jahre 1946 gezahlten Bezüge als Erwerbseinkommen des

Verstorbenen behandelt und der Berechnung seines JAV„ zu—
grunde gelegt habe° Die Rüge geht von unzutreffenden Versue—

setzungen auso Des LSG„ hat den JAV‚ nicht nach 5 564,

sondern nach @ 566 RVG festgesetzt (& 941 Abs„ 1 Satz 5
RVO)„ Auf @ 564 EVO ist es n1r insofern eingegangen, als

es zunächst den JAV° ernittolt hat, der nach dieser Vor—

schrift festzusetzen gewesen wäre, wenn die Festsetzung

nicht zu einer unbilligen Härte geführt hätte.. Dabei hat
es keine von der Phoenix AG„ für die Zeit nach Beendigung

der tatsächlichen Beschöltigung (April 1945) gezahlten“

Bezüge berücksichtigt°

/
Nach 5 566 RVG, dessen Anwendbarkeit auf nen vorliegenden

Fall des LSG° hiernach mit Recht aus 5 941 Abs° 1 Satz 1
und Satz 5 RVQ hergelcitet hat, ist der JAV. unter zwei
alternativ e-geführten Voraussetzungen nach billigem

Ermessen fes zustellen, nämlich im Falle der Undurch—

führbarkeit oder der Unbilligkeit der Berechnung nach
55 564, 565 EVO° Das LSG„ hat die zweite Voraussetzung
als gegeben erschtet, indem es angenommen hat, es sei '

unbillig, den JAV‚ nach den Erwerbseinkommen des Jahres-

1945 festzuseteen,.weil es nur äuf die Einberufung
zum

Wehrdienst und auf den verlorenen Krieg zurückzuführen

sei, 6333 der Ehcnann der Klägerin von April bis Dezem—

ber 1945, abgesehen
von kurzfristigen Beschäftigungen als

Bsuhilfserbeiter und Gartenarbeiter, keine Gelegenheit

gehabt habe, Einkommen zu erzielen° Gegen diese Auf—
fassung bestehen keine rechtlichen BedenkenoJLaw – Gesetze und Urteile
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Dagegen konnte nicht g billigt \Jerden‚ das s das LSG° die

vom SG vorger onnene Festsetzung des JAV auf einen be—

stimmten Betrag bestätigt hat° Die Revision hat dies zwar
nicht & rnexlich angegriffen, des Revisionsgerieht hat

jedoeh bei zulässig. ger Revision des engeioehtene Urteil

in vollem Umfang neehzupz üfen (vgl BSG 3 SO 180)° In

der Vers enrift des 9 566 EVO, ees .-nter bestimmten Voraus—

set: ungen der JAV. “nach billigem Ermessen festzustellen"

st9 sicht der Senat eine Ermächtigung an den Versicherungs—

träger, eine Ernesee13entseheidung zu treffen" Dieser Be—

griff, der durch Ach° 12 des Gesetzes vom 14° Juli 1925
(BGBl° I S° 97) Eingang in das Unia llv versicherungsreeht

gefunden hat (damals @ 569 & RVG), ist auch in anderen

Gesetzene zutr offen, 2030 in @ 6 der Reichsebgsbenordnung

vom 15„ Dezember 1919 (BGBl° I S° 1993), in @ 2 des

Steueraneessung■“e„et 3 vom 16 Oktober 1934 (IMGBl I

80 925), in 54 T0 Abs. 3 des Gesetzes über Iiieters chutz
und Mieteinigungsämter vom 1„ Juni 1923 (HGBlO I so 353)

sowie in @@ 315, 317, 319 des Bürgerlichen Gesetzbnehes°

In allen diesen Fällen setzt äie justizförmige Kontrolle

erst ein, nachdem die Stelle oder die Person9 welcher die

Ermessensbetätigung eingeräumt ist, eine Entseheiäung ge«

troffen hat° Dies gilt insbes ende rc, wenn auf dem Gebiet

des Ver„el.tung srechts eine Behörde zu einer Ermessensent—

scheidung ernächtigt ist (vgl„ F rsthoff, Lehrbuch des

Ve*1eltung„ eohts, Allgenein° Teil, 6 Aufl„ S° 83)0

vorliegenden Felle hätte also eem’Versieherungsträger

Gelegenheit gegeben werden müssen, die ihm obliegende

irne„„on„ent„<1eidung zu treffen“ Darin, äess dies nicht

geschehen ist, die Vorins te zen vielmehr inr ei2enes Er—

meeren en die Stelle des Ermessens der Ver„el tungsbehörde

gesetzt haben, liegt ein Vers boss g>“en den eureh äie

Verfassung gesehutzten Grund sts der Trennung der Gewal—

ten (vgi° BSG 2 3° 1 2 51497 und 5 s„ 180 11917).

Die angefochtene „}Mt cheidung lässt allerdings die Aus—

legung zu, dass dei Verde rrichter den angeführten Grunde

atz nicht übersehen, Mb r engenonnen hat, er könne

swegen sein eigenes Ermessen en die Stelle desjenigen

...12...
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des Versieherungsträgers setzen, weil es nach Lage des

Falles nur e i n e billige Feststellung des JAV„ gebe,

nämlich diejenige unter Zugrundelegung eines Monatsge—

halte von 380„—— DM. Ob in solchen Ausnahmefällen, in

denen alle denkbar möglichen Verhaltensweisen mit Aus—

nahme einer einzigen eine fehlerhafte Ermessensausübung

bedeuten würden, das Gericht den Versioherungsträger ver—

pflichten darf, sein Ermessen in einem bestimmten Sinne

und mit einem bestimmten Ergebnis auszuüben (vgl, hierzu

BSG° 2 S° 149), braucht hier nicht entschieden zu wer—
den, weil nach der Auffassung des Senats nicht von vorn—

herein feststeht, dass als Grundlage für die Feststellung

des JAV° nur ein Monatsgehalt von 380,—— DM in Betracht
kommt; Lässt sich schon die Auffassung vertreten, dass

unter Berücksichtigung der Fähigkeiten, der Ausbildung,

der Lebensstellung und der Erwerbstätigkeit des Verletz-

ten zur Zeit des Unfalls ein geringfügiger Abstrieh von

380„-— DM nicht unbedingt.unbillig wäre, so kommt noch

hinzu, dass @ 566 Satz 2 BVG keine erschöpfende Aufzählung
der bei der Feststellung des JAV„ zu berücksichtigenden

UmStände enthält (vgl° Amtliche Begründung, AN. 1942 S„
200 und Lauterbach a,a„0„‚ % 566 Anno 4)° Dem Versicherungs—
träger darf nicht die Möglichkeit genommen werden, alle

nach seiner Auffassung für die Bemessung des JAV° bedeut—

samen Umstände einer Würdigung zuzuführeno‘Das LSG, hätte

daher die Festsetzung des JAV„ durch das SG„ nicht be—

stätigen dürfen, vielmehr der Beklagten Gelegenheit geben

müssen, das ihr eingeräumte Ermessen auszuübenq ‘

Die Entscheidung des LSG° hält auch insoweit einer Nach—

prüfung nicht stand, als die Beklagte — wie die Revision

mit Recht gerügt hat — nicht hätte verurteilt werden dür—

fen, schon für die Zeit vor dem 1, April 1952 der Klägerin

eine Rente zu gewähren° Das FredeG, auf dem die Verpflich—

tung der Beklagten zur Rentenzahlung beruht, billigt Lei—

stungen, die nicht bereits vor dem Inkrafttreten des Ge*
setzes festgestellt waren, erst vom Tage seines Inkraft—

tretens, also vom 1. April 1952 an zu (© 17 Abs„ 1 in
Verbindung mit 5 20 Abs° 1 FredeG; vgl° BSG° vomJLaw – Gesetze und Urteile
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14„3„1958 ; 2 EU 300/55; Hoernigk—Jehn—Wickenhagen,
Kommentar zum FredeG, @ 20 Ann° 2)° Eine andere Auffassung

lässt sich auch nicht — wie das LSG° meint — aus den Be—

sonderheiten des Berliner Unfallv rsicherungsrechts her»

leiten° Es nag — was hier nicht geprüft zu werden brauchte «

zutreffen, dass auf Grund der @@12, 14 Abs° 2 und 26

Abs° 5 des Gesetzes über Zulagen und Hindestleistungen

in der gesetzlichen Unfallversicherung und zur Überlei—

tung des Unfallversicherungsrechts im Lande Berlin vom

290 April 1952 (UZG —BGBl° I 8° 253) die vom Bundes—
minister für Arbeit als Nachfolgerin der VAE° bestimmte

Hannoversche landwirtscheftliche Berufsgen ssenschaft

mit Rückwirkung vom 1. Januar 1951 an in die Pflichten—

stellung ihrer Vorgängerin eingetreten ist° Entsprechende

Vorschriften bestehen jedoch nicht für den Übergang der

Erständigkeit von der Hannoverschen landwirtscheftlichen

Berufsgenessenscheft auf die Beklagte° Eine solche Regelung

war auch nicht geboten‚ da die Hannoversche lendwirtseheft—

liche Berufsgenossenscheft im Unterschied zur VAB° noch

besteht und infolgedessen noch leistungsfähig ist°

Nach alledem ist die Revision insofern begründet, als die

Beklagte nicht für verpflichtet erklärt werden durfte, der

Rentenberechnung einen ziffernmässig bestimmten JAV„ '

zugrunde zu legen, und ihr euch keine Rentenzahlung für

die_Zeit vor dem 10 April 1952 auferlegt werden durfte„

Das angefochtene Urteil war daher mitsamt der durch es
bestätigten Entscheidung des SG° aufzuheben, und das

Bundessozialgerieht hatte in der Sache selbst zu ent—

scheiden (@ 170 Abs„ 2 Satz 1 SGG)°

„Obwohl der Antrag der Klägerin, den Rentenbescheid der

VAE° vom 5„ November 1951 durch anderweitige Feststellung

des JAV„ von 1°440„—„ auf 4„560„—— DM zu ändern, nach den

vorengege genen Ausführungen nicht begründet ist, ist

die Klage nicht & erweisen„ Dem Klageantrag wohnt der

weniger weitgehende Antrag inne, den angefochtenen Renten—
bescheid eufzuheben und die Beklagte zu verurteilen‚

einen neuen9 der Reehtseuffessung der Klägerin über die

_ 74 -
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Anwendbarkeit des @ 566 RVO entsprechenden Bescheid zu

erteilen„ Ein solcher Antrag ist nach 5 54 Abs° 1 SGG

>zulässig° Ihm war in der durch 9 131 Abs° 3 SGGgengel—

ten Weise zu entsprechen° Dass @ 131 Abs° 3 SGG nicht

nur auf Fälle unterlassener Verwaltungeakte, sondern

auch dann anzuwenden ist, wenn ein crgangener Verwal—

tungsakt nicht gerechtfertigt ist und die Ermessens—

befugnisse der Verwaltungsbehörde noch nicht erschöpft

sind, hat der Senat bereits in seiner Entscheidung in

BSG. 3 S„ 180, hier S° 191, ausgesprochen°

Für die Zeit vor dem 1° April 1952 ist die Klage ab—

weisungsreif. Insoweit kommt nicht die Beklagte, sondern.

die Hannoversche landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft

als leistungspflichtig in Betracht° Im vorliegenden
Rechtsstreit kann dieser Versicherungsträger jedoch nicht

verurteilt werden9 weil er am Verfahren nicht beteiligt

ist„ Ob er vom LSG.‚ auf Grund des 5 75 Abs„ 2 sec hätte
beigeladen w rden müssen und ob in der Unterlassung der

Beiladung ein w sentliehcr Mangel des Verfahrens zu
sehen ist, kann dahingestellt bleiben, weil ein solcher

Mangel nicht gerügt ist und er, wie bereits der 3„ Senat

des Bundessozialgerichts entschieden hat (BSG° 1 So 158 [T537)‚

nicht zu den schwerwiegenden_Verfahrensmängeln gehört, denen'

aus Gründen des öffentlichen Interesses entgegengewirkt wer—

den muss und die deshalb von Amts wegen zu berücksichtigen

sind (vgi„ auch see. 2 s. 245 5527). Demöffentlichen In—
teresse ist nach der Auffassung des Senats dadurch Genüge

getan, dass widersprüchlichen Entscheidungen, die in dem

vorliegenden und einem möglicherweise folgenden Verfahren

gegen die Hannoversche landwirtschaftliche Berufsgenossen—

schaft ergehen können, aufgrund der @@180, 181 SGGwirk—‘

sam begegnet werden kannc Die Sache war daher nicht zur
Nachholung der unterlassenen Beiladung an das LSG° zurück—

zuverweisen, vielmehr musste die Klage, soweit mit ihr höhe—

re Rentenansprüche für die Zeit vor dem 1° April 1952 gegen
die Beklagte verfolgt werden, abgewiesen werden° Insoweit

hat die Klägerin im Verfahren gegen die Beklagte auch keinen
Anspruch darauf, dass der Bescheid der VAB„ vom 5„ November

)
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1951 und die Entecheidung des Beschwerdeaueschusses der
Versicherungeenstelt Berlin vom 220 April 1952 aufgehoben

werden°

Für die Zeit vom 1° April 1952 an mussten der Renten—

bescheid der VAE. und die angeführte En echeidung des
Beechweräenusschueses aufgehoben werden, Weil ihnen die

unrichtige Rechtseuffaecung z grunde liegt, @ 566 RVÖ sei
auf den vorliegenden Fall nicht anwendbar„ Der Renten—

bcscheid wird insoweit durch einen neuen, die Rechte—

auffassung des erkennendcn Senats berücksichtigenden

Besdheid der Beklagten zu ersetzen seine

'

Da das Revisionsgcricht die Rechtsauffeseung der Klägerin
im wesentlichen, namentlich in der Auslegung der 55 564,

941 Abs„ 1 RVO‚gebilligt hat, hat es in Anwendung des

5 193 SGGdie der Klägerin günstigen Kostenentscheidungen
der beiden Vorinstanzen bestehen lassen und die Beklagte

für verpflichtet erklärt, der Klägerin auch die Kosten

des Revisionsverfehrens zu erstatten„
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